
Umsetzbare Lösungen
sind gefragt
Nach dem Wahlsonntag in der
Schweiz und der Annahme des Kli-
maschutzgesetzes stehenwir vor der
Herausforderung,neueLösungenzu
finden. Ideologisches Gedankengut
allein wird uns nicht weiterbringen.
Es ist an der Zeit, über pragmati-
sche Ansätze nachzudenken.
Es ist offensichtlich, dass alternati-
ve Energie nicht ausreichen wer-
den, um den Energiebedarf der
Schweiz zu decken. In diesem Zu-
sammenhang sollten wir eine Dis-
kussion über den Bau neuer Kern-
kraftwerke aufnehmen. Es gibt zahl-
reiche Vorteile, die berücksichtigt
werden sollten. Energiesicherheit
und Unabhängigkeit haben oberste
Priorität. Kernkraftwerke bieten ge-
nau das: eine zuverlässige und kon-
trollierte Energieversorgung, die
unseren Wohlstand und unsere Si-
cherheit gewährleistet. Zudem sind
sie klimaschonend und platzspa-
rend. Durch die Selbstversorgung
mit Strom könnenwir auch die Kon-
trolle über unsere Energieversor-
gung behalten. Der Bau von neuen
Kraftwerken könnte die Energiever-
sorgung der nächsten Jahrzehnte si-
chern, ohne die Natur zu verschan-
deln oder auf Importe angewiesen
zu sein.
Es ist wichtig, eine umfassende Dis-
kussion zu führen und alle Vor- und
Nachteile verschiedener Energiege-
winnungsmethoden zu berücksich-
tigen. Es ist jedoch auch unumgäng-
lich anzuerkennen, dass die Kern-
kraft eineäusserst effizienteEnergie-
quelle ist.DieTechnologievonKern-
kraftwerken hat sich in den letzten

Jahren massiv verbessert und neue
Reaktortypen wurden entwickelt.
Es ist an der Zeit, die Diskussion er-
neut zu führen. Wir müssen Lösun-
gen finden, die unseren Energiebe-
darf decken und gleichzeitig unsere
Umwelt schützen. Wir haben die
Verantwortung, uns von starren
ideologischen Standpunkten zu lö-
sen und nach pragmatischen und
nachhaltigen Lösungen zu suchen.
Die Zukunft unserer Energieversor-
gung liegt in unseren Händen, und
es ist entscheidend, dasswir alle ver-
fügbaren Optionen in Betracht zie-
hen, umdie Energiesicherheit in der
Schweiz zu gewährleisten. Denn
Energie ist der Garant für unser Le-
ben und Lebensqualität, die wir al-
le als selbstverständlich betrachten.

Raphael Wiser
SVP Kantonsrat Zug
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Braucht der Kanton Zug
einen Staatsfonds?
Zug ist in der komfortablen Lage al-
le Voraussetzungen zu erfüllen, die
zur Errichtung eines Staatsfonds er-
forderlich sind, ohne in irgendeiner
Weise unter Zugzwang zu stehen.
Ein Staatsfondswird ausGeldern ge-
äufnet, die bereits vorhanden sind
undüberdasMasshinausgehen,was
derStaat für seineAufgabenbraucht.
Dies ist beispielsweisederFall,wenn
grosse Vorkommen an Mineralien,
Erdöl oder Erdgas erschlossen wer-
den und dem Staat bedeutende zu-
sätzliche Einkünfte zufliessen. Das
zweite Kriterium ist, dass diese Ein-
künfte zeitlich beschränkt und von
Natur volatil sind. Auf Jahre mit ho-
hen Einkünften können solche mit
tieferen Einkünften folgen. Es er-
gibt sich die Notwendigkeit, akku-
mulierte Überschüsse für längere
Zeit zu bewahren.
Natürlich verfügt der Kanton Zug
nicht über ausbeutbare Vorkom-
men von Mineralien oder Energie-
trägern. Dank der Präsenz zahlrei-
cher bedeutender Firmenundwohl-
habenden Individuen fallen hier
aber regelmässig Überschüsse im
Staatshaushalt an. Wir haben flä-
chendeckend eine der tiefsten
Steuerbelastungen und der Kan-
tonsrat berät aktuell eine weitere
Steuersenkung. Zudem zahlt der
Kanton Zug bald den grössten Bei-
trag in den nationalen Finanzaus-
gleich ein. Der Trend beschleunigt
sich.
Die Einführung der OECD-Mindest-
steuererinnertunsdaran,dassunse-
re sehr erfolgreiche Tiefsteuerstrate-
gie möglicherweise nicht in alle
Ewigkeit weiter funktionieren wird.
Mit der aktuellen Vorlage wird der
Steuerwettbewerb für grosse Unter-
nehmen faktisch ausgeschaltet. Was
wenn die OECD beschliesst, dass

auch kleine Unternehmen eine sol-
che globale Mindeststeuer zahlen
müssen?
Es wäre kurzsichtig, den aktuellen
Geldsegen in nicht erforderliche
ProjekteodereinegeneralisierteLar-
gesse versickern zu lassen. Ein
Staatsfonds würde die Möglichkeit
bieten, unseren insgesamt erfreuli-
chen Zustand gegen zeitliche Fluk-
tuationen und allfällige Rückschlä-
geabzusichern.WirdderFondsüber
eine genügend lange Dauer alimen-
tiert, sorgen die Erträge für zusätz-
liches Wachstum. Der Fonds wird
so zu einem Garanten für den Wirt-
schaftsstandort Zug und den Wohl-
stand der nachfolgendenGeneratio-
nen.
Der Volksmund lehrt: «Spare in der
Zeit, dann hast du in der Not.» Der
Kanton Zug wird auch ohne Staats-
fonds gut durch die Zukunft kom-
men, doch es wäre eine Überle-
gung wert.

Tabea Estermann
Kantonsrätin und

Präsidentin GLP Kanton Zug
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LESERBRIEFE & POLITIK
MEINUNGEN UNSERER LESERINNEN UND LESER
Bitte gern geschehen,
liebe Axpo
Wow.DieAxpoverkündet stolz,was
für ein gutes erstesHalbjahr sie hat-
te.Undhautgleichnochmitgeplan-
ten Investitionen nach. Dies, ob-
schon sie erst gerade noch vom
Staat unterstützt wurde. Aufgrund
der angeblichen Mangellage an
Strom, haben die meisten Strom-
produzenteneifrig ihrePreise – teils
heftig – nach oben geschraubt. Fet-
te Gewinne resultierten daraus. Die
Axpo weist satte 3,2 Milliarden
Franken Gewinn im ersten Halb-
jahr aus, also sechsmal höher als
im Vorjahr. Anstatt die Gewinne
wieder an die Kunden zurückzu-
zahlen oder gut zu schreiben, wer-
dendiese lieberdirektwieder inves-
tiert. Von den 4 Milliarden Fran-
ken Staatsgarantien, umwelche die
Axpo betteln musste, redet nie-
mand mehr. Bereits wird wieder
heftig investiert. Allem voran in So-
larparks in Glarus und Graubün-
den. Stolz präsentiert man, dass
man mit 14,2 tWh rund 40 Prozent
desSchweizerStromverbrauchsab-
decke. Bei aller medienwirksamen
Vermarktungder Solar Energie: Bit-
te einfach nicht vergessen, dass 12
tWh davon aus Kernenergie (Axpo
Anteile an Beznau 1 und 2, Gös-
gen und Leibstadt) stammen. Ge-
nau deshalb sollte man diese Fir-
men nicht auch noch mittels Sub-
ventionen quer finanzieren. Ähn-
lich wie die Banken streichen die
Energiekonzerne Geld vom Staat
ein, wenn es nicht läuft oder nut-
zen die Strommangellangen aus,
um die Preise zu erhöhen, um fet-
te Gewinne zu erzielen. Zurück
kommt gar nichts. Im Gegenteil:
Maninvestiert fleissigweiterunder-
höht kontinuierlich die Preise.
Einerseits durch direkte Preiserhö-
hungen und andererseits durch die
bezogenen Subventionen.

Alex Haslimann
Kantonsrat Risch

Leider nur
milchige Transparenz
«Etwas ist faul im Staate Däne-
mark», soheisst es inHamlet imZu-
sammenhangmit verdecktenMau-
scheleien um des Königs Tod. Neu-
heim ist kein Königreich und trotz-
demlegeneinigeLokal-Politikerdie
Rechte und Pflichten in der Demo-
kratie bestenfalls fraglich aus. In
den letzten sechs Jahren gab es vier
Gemeindeschreiber-Wechsel und
die operative Leitung des Bauamts
wurde drei Mal ausgetauscht. Vom
letzten Gemeindeschreiber, der
sich entschieden hat, eine neue
Herausforderung zu suchen gibt es
klare Hinweise, dass das Arbeitskli-
ma schlecht ist. Vor diesemHinter-
grund scheint es mir angebracht,
dass der Gemeinderat den Neu-
heimerinnen und Neuheimern kla-
ren Wein einschenkt, aber auch
dass die Politik Klarheit verlangt.
Ein Wechsel eines Amtsleiters oder
einer Gemeindeschreibers kostet
den Steuerzahlen ja nicht nur die
vom Gemeinderat angegebenen
Kosten von 38'000 Franken für die
Analyse einer externen Firma, son-
dern es geht jedes Mal Wissen ver-
loren. Für mich ist es erstaunlich,
dass sich die Mehrheit der Neu-
heimer Parteien entweder nicht
zumThemaäussern, nicht nachfra-
gen wollen oder Formfehler in der
Kommunikation ankreiden. Das
eigentliche Problem, dass die Neu-
heim Steuerzahler es anscheinend
akzeptieren müssen, dass Amtslei-
ter sich über Jahre die Klinke in die
Hand geben und dass die vakan-
ten Stellen mit teuren «Springern»
ad-interim besetzt werden, scheint
nicht zu interessieren. In der Ant-
wort auf die Interpelation zum Pro-

blem hat der Gemeinderat jetzt zu-
mindest eingeräumt, dass die Ana-
lyse einer Beraterfirma 2020 erge-
ben hat, dass es im Tagesgeschäft
zwischen dem Gemeinderat und
der Verwaltung (der tatsächlichen
Umsetzung) Schwachstellen gibt,
insbesondere in der Führung. Son-
nenlicht istdasbesteDesinfektions-
mittel. Das gilt auch im übertrage-
nenSinn,wennLicht insDunkel ge-
bracht wird. Die politische Hierar-
chie in einer Gemeinde ist Amtsträ-
ger, gemeindliche Exekutive (Ge-
meinderat) und zuoberst steht die
Bevölkerung. Dieser muss Rechen-
schaftgegebenwerden.Dies ist jetzt
zumTeil geschehen,wenn auchdie
Antwort so formuliert wurde, dass
man den Text förmlich röntgen
musste, um auf des Pudels Kern zu
stossen. Ich bin froh, dass die Ge-
meinde Neuheim in den letzten
zwei Monaten wieder zwei fähige
Personen für das Amt der Gemein-
deschreiberin und für die Leitung
des Bauamts einstellen konnten.
Und ichhoffe sehr, dass es nicht be-
reits wieder in den nächsten Jah-
ren zu Rotationen kommt. Es
scheint, der Gemeinderat kann sei-
nen Beitrag dazu leisten, indem er
die Empfehlungen im Bericht der
Zürcher Beraterfirma (welche er in
Auftrag gegebenundderBürger be-
zahlt hat) umsetzt und das Verwal-
tungsleiter-Modell endlich auch in
der Praxis einführt.

Flurin Grond
Kantonsrat FDP, Neuheim

Realistische Lösungen bei den
Kosten im Gesundheitswesen
Die Belastungen für die Kosten der
Krankenkassenprämiensteigenun-
gebremst. Auch diesen Herbst dro-
hen dem Mittelstand und den Fa-
milien rekordhohe Prämienerhö-
hungen. Die SP hat eine Initiative
eingereicht, die auf den erstenBlick
verführerisch ist, aber das Pro-
blem nicht an der Wurzel packt. In
der ersten Woche der Sommerses-
sion ist der Ständerat auf einen
Gegenvorschlag zur Prämieninitia-
tive der SP eingetreten. Der Natio-
nalrathateinenGegenvorschlagzur
Initiative beschlossen, der enorme
Kosten für Kantone und Bund ver-
ursacht.UnserStänderatPeterHeg-
glin hat einen neuenVorschlag ein-
gebracht, der verkraftbare Kosten
verursacht,undeine realistischeAl-
ternative zur SP-Initiative darstellt.
Er konnte die Kommission und
dann den Ständerat überzeugen,
dass es jetzt pragmatische Lösun-
gen braucht, um einerseits überris-
sene Initiativen zu bekämpfen und
andererseits den Anstieg der Prä-
mien wirksam zu bekämpfen. Dies
ist nur ein kleines, aber typisches
Beispiel für den Einfluss von Peter
Hegglin in Bundesbern, den er sich
mit Kompetenz, Sachlichkeit und
konstruktiven Lösungsvorschlägen
in den wichtigsten Kommissionen
im Ständerat erarbeitet hat. Mit Pe-
ter Hegglin hat der Kanton Zug
einen einflussreichen Standesver-
treter in Bern, der mit seiner kom-
petenten Kommissions- und Parla-
mentsarbeit auf sich aufmerksam
macht, und deshalb auch in den
kommenden Wahlen das Vertrau-
en der Zugerinnen und Zuger ver-
dient.

Andreas Hausheer
Kantonsrat, Steinhausen

Der Drang… der Politiker
vor kurzem fand der Info Abend
»Der Drang ans Gymnasium –
braucht der Kanton Zug eine Über-
trittsprüfung, um die gymnasiale
Quote zu senken?» statt. Diese
Podiumsdiskussion wurde nicht
wie eigentlich erwartet von der Bil-
dungsdirektion initiiert, sondern
von der LVZ und VM Zug, an die-

serStellevielenDank.Eswurdesehr
schnell klar, dass die Mehrheit im
SaaldiegleicheMeinung teilte:Nie-
mand will diese Prüfung. Dieser
breite Konsens kommt von einer
sehr heterogenen Gruppe: Lehrer
aus der Primarschule, Eltern, Ver-
treter der Schuldirektoren, Bil-
dungsforscher, Vertreter der Kan-
tonsschule. Für mich als Elternteil
stützt sich die Ablehnung einer
Übertrittsprüfung auf zwei Zahlen:
Die Drop Out Quote der Kantons-
schule Zug liegt bei zirka 1 Prozent-
und die Drop Out Quote im Kan-
ton Zürich liegt bei etwa 10 Pro-
zent. Einfach gesagt, die Zuweisun-
gen an das Gymnasium im Kanton
Zug (ohne Prüfung) hat deutlich
weniger Ausfallquote als im Kan-
ton Zürich (mit Prüfung). Das Sys-
tem läuft gut. Der Bildungsdirek-
tor Stephan Schleiss konnte auch
dem Publikum nicht erklären, was
der Sinn der Sache ist: Warum
braucht der Kanton Zug eine Über-
trittsprüfung?DieserKampfderBil-
dungsdirektion erinnert mich ein
bisschen an Don Quijote und die
Windmühlen. Herr Schleiss, jagen
Siebittedie richtigenProblemeund
nicht Chimären: Zum Beispiel
musste ich einmal mehr feststel-
len, dass auch auf Kantonsebene
die Schulraumplanung sehr hinter-
herhinkt. Unterstützen wir die
nächste Generation mit mehr und
gut ausgebildeten Lehrern, mit gu-
ter und genügender Infrastruktur.
Diese kommenden Generationen
werdenvieleProblemenlösenmüs-
sen (Klimawandel, AHV Kasse für
die Babyboomers füllen, usw.) le-
gen wir keine unnötigen Steine in
den Weg, sondern geben wir die-
sen Kindern die bestmögliche Aus-
bildung/Ausrüstung für den Zu-
kunft.

Caroll Hirt, Zug

Echte Probleme lösen
Wir haben ein Problem. So zumin-
dest das Empfinden der linken Na-
tionalrätin Manuela Weichelt be-
züglich des Fussweg-Signals. Denn
laut ihr ist dieses «einen erwachse-
nen Mann mit Hut und ein Mäd-
chen» zeigende Bild durch eines zu
ersetzen, «das der in der Bundes-
verfassung verankerten Gleichstel-
lung der Geschlechter besser ent-
spricht». Zeigt dieses Bild tatsäch-
lich einen Mann und ein Mädchen
wäre die Gleichberechtigung der
(binären) Geschlechter damit be-
reits gegeben. Ausserdem zeigte es
einen Mann, der sich aktiv in der
Kinderbetreuung engagiert, was
einer linken Forderung entspricht.
Vielleicht ist die erwachsene Per-
son aber gar kein biologischer
Mann, denn welcher Mann trägt
heute noch Hut? Vielleicht ist es
eine biologische Frau, die sich als
Mann fühlt oder einfach gerne so
kleidet, oder eine Person, die frü-
her eine biologische Frau und heu-
te ein Mann oder nichts von bei-
dem oder beides ist. Auch das
«Mädchen» ist vielleicht ein biolo-
gischer Junge, der sich gern als
Mädchenkleidet,odereinKind,das
sich noch nicht für eine klassische
Geschlechterrolle entschieden hat
und dies vielleicht auch nie tun
wird. Ist dieses binäre Denken in
klassischen Geschlechterrollen
einer linken Politikerin nicht scho-
ckierend? Was aber viel schockie-
render ist, ist die Tatsache, dass ge-
wisse Politikerinnen und Politiker
lieber Pseudoproblemen nachja-
gen und Verkehrsschilder kritisie-
ren, als sich mit effektiven Proble-
men wie beispielsweise der maro-
den Altersvorsorge oder wirklicher
Diskriminierung wie der, des Mili-
tärdienstes auseinanderzusetzen.

Tamara Lötscher, Neuheim

14 Mittwoch, 28. Juni 2023


